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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Das Berichtsjahr erlebte eine Neuauflage des Bündner Sprachenstreits. Die
Befürworter der einheitlichen rätoromanischen Schrift- bzw. Standardsprache
Rumantsch Grischun sahen sich mit einer durch Gemeindebehörden und
Kulturschaffende unterstützten Bewegung konfrontiert, die das Rumantsch Grischun
als Alphabetisierungssprache aus den Bündner Schulzimmern verbannt haben wollte.
Zwar obliegt die Wahl der Unterrichtssprache kommunaler Kompetenz, die
Lehrmittelgestaltung hingegen untersteht dem kantonalen Lehrmittelverlag. Gemäss
Grossratsbeschluss von 2003 werden die kantonalen Schulbücher seit 2005 aus
Spargründen und zur Stärkung des grundsätzlich gefährdeten Rätoromanischen neben
Deutsch und Italienisch in der rätoromanischen Standardsprache verlegt. Insbesondere
im Unterengadin, im Münstertal und im Bündner Oberland regte sich aus Angst vor einer
Schwächung der lokalen Idiome Widerstand. Organisiert in sogenannten Pro-Idioms-
Vereinen wehrten sich die Gegner der Standardsprache gegen die schulpolitische
Bevorzugung einer Kunstsprache auf Kosten der lokalen Idiome. Ende März wurde im
Münstertal eine Initiative gegen das Rumantsch Grischun als Alphabetisierungssprache
eingereicht, das die Münstertaler nach Inkrafttreten des kantonalen Sprachengesetzes
(2007) als eine Pioniergemeinde eingeführt hatten. Ähnliche Bestrebungen zurück zum
lokalen Schriftidiom gab es auch im surselvischen Ilanz. Ende des Berichtsjahrs
präsentierte die Dachorganisation Lia Rumantscha einen Kompromissvorschlag zum
Sprachenstreit. Dabei sollen die Schulen zwischen einer Alphabetisierung im Idiom oder
einer solchen in Rumantsch Grischun wählen können, müssen dabei aber passive
Kenntnisse der jeweils anderen Sprache vermitteln. Nach dem Willen der Bündner
Regierung und der vorbereitenden Grossratskommission sollen im revidierten Bündner
Schulgesetz alle Idiome und Rumantsch Grischun einander künftig gleichgestellt sein. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.01.2011
SUZANNE SCHÄR

Obwohl der Bündner Grosse Rat bereits im Dezember 2011 einen wegweisenden
Entscheid traf, erhitzte der Bündner Sprachenstreit auch im Berichtsjahr weiterhin die
Gemüter. Der Entscheid, dass die obligatorischen Lehrmittel an Schulen künftig auch in
den fünf Idiomen gedruckt werden dürfen – also nicht zwingend in der Einheitssprache
Rumantsch Grischun verfasst sein müssen – stand im Zentrum der Debatte. Dieses
Koexistenzmodell sah vor, dass die Gemeinden die Alphabetisierungssprache selber
wählen können, jedoch auch passive Kenntnisse in der jeweils anderen Sprache
vermitteln müssen. Bis zum Ende des Berichtjahres blieben Fragen rund um die
konkrete Umsetzung dieser Pläne offen und umstritten. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.02.2012
MÄDER PETRA

Der Bündner Sprachenstreit zog sich auch im Berichtsjahr weiter. Der Ende 2011
gefällte wegweisende Entscheid der Bündner Regierung, wonach der Schulunterricht
ausschliesslich für zukünftige Primarschüler ab dem Schuleintritt in den verschiedenen
Idiomen abgehalten werden kann, wurde vom Bundesgericht gestützt. Die Beschwerde
von betroffenen Eltern, deren Kinder im Rahmen eines Pilotversuchs mit der
Unterrichtssprache Rumantsch Grischun eingeschult worden waren und die nun eine
Rückkehr zu den Idiomen forderten, wurde somit abgelehnt. Um in Zukunft einen
zeitgemässen Unterricht in Sursilvan, Sutsilvan, Puter und Vallander gewährleisten zu
können, beschloss die Bündner Regierung im November, bis im Mai 2014 ein Konzept
zur Erstellung neuer Lehrmittel in den Idiomen zu erarbeiten. Mit diesem Entscheid
gaben sich die Lia Rumantscha und Pro Idioms Engiadina – wenn auch nicht ohne
Vorbehalte – zufrieden. Die Bündner Elterngruppe kündigte indes an, ihre Beschwerde
an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte weiterzuziehen. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.07.2013
MARLÈNE GERBER
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Die Elterngruppe, welche bereits im Vorjahr mit einer Klage ans Bundesgericht gelangt
war, erreichte die oberste Gerichtsinstanz der Schweiz im Frühjahr 2014 mit einer
weiteren Beschwerde. Grund für die Klage ist ein Bündner Grossratsbeschluss, wonach
die Umstellung der Schulsprache von Rumantsch Grischun auf die Idiome oder
umgekehrt nur zu Beginn und nicht während der gesamten Schulzeit erfolgen darf. Die
Eltern von bereits eingeschulten Kindern vertraten in ihrer neuen Beschwerde die
Ansicht, dass dem Kanton die nötigen Kompetenzen zur Fassung eines solchen
Beschlusses fehlen würden; dies sei Sache der Gemeinden. Der
Bundesgerichtsentscheid wird 2015 erwartet. Das Verwaltungsgericht hatte die Klage im
Vorjahr bereits abgewiesen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.12.2014
MARLÈNE GERBER

Nachdem das Verwaltungsgericht bereits 2014 die Klage einer Elterngruppe bezüglich
der Umstellung der Schulsprache von Rumantsch Grischun auf die Idiome abgewiesen
hatte, folgte nun 2015 ein ebenfalls negativer Entscheid seitens des Bundesgerichtes. In
ihrer Argumentation führten die Klagenden an, dass diese Umstellung einen Verstoss
gegen das Diskriminierungsverbot, die Rechtsgleichheit, das Willkürverbot sowie die
Sprachenfreiheit und die Gemeindeautonomie darstelle und zugleich einer Verletzung
der Bestimmungen der Bündner Kantonsverfassung gleichkomme. Das Bundesgericht
erachtete diese Argumentationsgrundlage jedoch nicht als hinreichend; lediglich
hinsichtlich der Gemeindeautonomie könne teilweise eine Einschränkung festgestellt
werden, wobei diese zu relativeren sei und – unter Rücksichtnahme auf bereits
eingeschulte Kinder – als gerechtfertigt gelte. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.01.2015
MELIKE GÖKCE

1) SGT, 3.1. und 17.11.11; TA, 11.2.11; BZ, 18.4.11; NZZ, 19.5., 21.7. und 27.10.11; SoS, 18.6. und 5.11.11; LT, 27.7.11; AZ, 6.8. und 23.11.11
2) TA, 10.2. und 3.7.12; NZZ, 12.12.12.
3) SoS, 12.7. und 21.11.13; NZZ, 12.10.13; vgl. SPJ 2012, S. 348.
4) SGR, 2.5., 16.5.14
5) SGR, 22.1.15

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK


